Stadt Leverkusen Vorlage Nr. 2021/0707

Der Oberbiirgermeister

V/61-ka
Dezernat/Fachbereich/AZ

27.05.2021
Datum

Beratungsfolge Datum Zustandigkeit |Behandlung

Ausschuss fiir Biirgereingaben 02.06.2021 |Kenntnisnahme |o&ffentlich
und Umwelt

Ausschuss fur Stadtentwicklung, |[07.06.2021 |Kenntnisnahme |&ffentlich
Planen und Bauen

Bezirksvertretung fur den Stadt- 14.06.2021 |Kenntnisnahme |o6ffentlich
bezirk |

Bezirksvertretung fiir den Stadt- 15.06.2021 |Kenntnisnahme |o6ffentlich
bezirk Il

Bezirksvertretung fiir den Stadt- 17.06.2021 |Kenntnisnahme |o6ffentlich
bezirk Il

Rat der Stadt Leverkusen 28.06.2021 |Kenntnisnahme |[o0Offentlich

Betreff:
EinflUhrung von Startergesprachen im Aufstellungsverfahren von Bauleitplanen

Kenntnisnahme:

Die Vorgehensweise der Verwaltung zur zuklnftigen Durchfiihrung von Startergespra-
chen und Erstellung von Projektsteckbriefen wird zur Kenntnis genommen.

gezeichnet:
In Vertretung In Vertretung
Richrath Luinenbach Deppe




I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren

DX Nein (sofern keine Auswirkung = entféllt die Aufzahlung/Punkt beendet)
[ ] Ja — ergebniswirksam

Produkt: Sachkonto:

Aufwendungen flr die MaRhahme: €
Férdermittel beantragt: [ ] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:

Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

[ ] Ja - investiv

Finanzstelle/n: Finanzposition/en:
Auszahlungen fur die MaRnahme: €
Férdermittel beantragt: [_] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:

Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

MaBnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt
[ ] Ansatze sind ausreichend
[ ] Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle

in Héhe von €

Jahrliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:
[ ] Personal-/Sachaufwand: €

[] Bilanzielle Abschreibungen: €
Hierunter fallen neben den Ublichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen.

[ ] Aktuell nicht bezifferbar

Jahrliche Folgeertrage (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr:

[] Ertrage (z. B. Gebiihren, Beitrige, Aufldsung Sonderposten): €
Produkt: Sachkonto

Einsparungen ab Haushaltsjahr:

[] Personal-/Sachaufwand: €

Produkt: Sachkonto

[] ggof. Hinweis Dez. Il/FB 20:

Il) Nachhaltigkeit der MaBnahme im Sinne des Klimaschutzes:

Klimaschutz Nachhaltigkeit kurz- bis langfristige
betroffen mittelfristige Nachhaltigkeit
Nachhaltigkeit
X ja [ ] nein MXija [ ] nein [ lja [ ] nein MXja [ ] nein




Begriindung:

Anlass:

In verschiedenen Bauleitplanverfahren der letzten Monate wurde die grundsatzliche poli-
tische Willensbildung im Hinblick auf die Einleitung oder Weiterfuhrung von Bauleitplan-
verfahren zur Schaffung von baulichen Entwicklungsmaglichkeiten, besonders des
Wohnungsbaus, kontrovers diskutiert. MaRgeblicher Diskussionspunkt dabei waren vor
allem die mdglichen Umweltauswirkungen der Planungen und Projekte (z. B. Baugebiet
,Mathildenhof - dstlich Bohofsweg", ,Klimaschutzsiedlung“ Huscheider Stral3e) auf die
Umweltgiter Stadtklima, Bodenschutz, Natur- und Landschaftsschutz.

Im Fall des Projektgebiets Huscheider Stralle wurde der Antrag des Vorhabentragers
auf Einleitung des Bauleitplanverfahrens (Vorlage Nr. 2021/0293) politisch nicht be-
schlossen. Zum geplanten und auf Grundlage der bisher erfolgten politischen Beschlis-
se bearbeiteten Bauleitplanverfahren Nr. 233/Ill ,Mathildenhof - 6stliche Bohofsweg*
liegen verschiedene politische Antrage vor, um das bereits weit fortgeschrittene Aufstel-
lungsverfahren zu stoppen und/oder die Schaffung des geplanten Baurechts fur Woh-
nungsbau nicht weiterzuflihren. Die Beratung Uber diese Antrage sowie das weitere
Bauleitplanverfahren Nr. 233/11l erfolgt in gesonderten Vorlagen.

Aus den genannten Beispielen, aber auch aus der langwierigen Diskussion Uber das
Arbeitsprogramm Bauleitplanung des Fachbereichs Stadtplanung (FB 61), ergibt sich
die momentane Situation einer grundlegenden Diskussion zwischen den Zielsetzungen
der Stadtentwicklung (besonders bendétigte Flachen fur Wohnungsbau, Gewerbe- und
Buroentwicklung und Infrastruktur) und den Zielen des Umwelt- und Klimaschutzes.

Ziel:
Mit dieser Vorlage soll die neue Vorgehensweise der Verwaltung bei zukinftigen Ver-
fahren dargestellt werden. MalRgaben dieses Vorschlags sind

- die Zielsetzung, Planverfahren maoglichst frihzeitig zu diskutieren und politisch
grundsatzlich zu beschliel3en oder abzulehnen;

- den Umwelt- und Klimaschutzbelangen - auch unter Bertcksichtigung des
Grundsatzbeschlusses des Rates vom 01.07.2019 (,Klimanotstand®) - mehr
Raum und Gewicht zu geben und damit zukunftig einen schonenden Ressour-
cenverbrauch, insbesondere flr die Boden sowie fur Natur-, Arten- und Land-
schaftsschutz, bei jeder Planung im Fokus zu haben;

- frlhzeitig den verschiedenen Programmen zum Klimaschutz (z. B. Globale Nach-
haltige Kommune, Leitbild Griin) und dem Klimaanpassungskonzept Rechnung
zu tragen;

- die Einhaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen im Rahmen der Bauleitpla-
nung nach Baugesetzbuch;

- die Vermeidung der Verlangerung der Aufstellungsverfahren;

- die Optimierung des Einsatzes der bestehenden Kapazitaten von Verwaltung,
Planungsbeteiligten und Politik.

Rechtliche Rahmenbedingungen und Vorgehensweise:

Das Baugesetzbuch (BauGB) bildet die rechtliche Grundlage flir die Durchfiihrung von
Bauleitplanverfahren (Flachennutzungsplan, Bebauungsplan). In den entsprechenden
Paragrafen des BauGB werden der Ablauf der Bauleitplanverfahren und die entspre-




chenden inhaltlichen Vorgehensweisen geregelt. Die Gemeinde hat die Pflicht, stets
dann Bauleitplane aufzustellen, wenn die beabsichtigte oder zu erwartende stadtebauli-
che Entwicklung voraussichtlich zu einer wesentlichen Veranderung der baulichen und
sonstigen Nutzung von Grundstlcken fuhrt (§ 1 Abs. 3 und 4 BauGB Planungserforder-
nis). Dies ist auch dann der Fall, wenn es aus anderen, im offentlichen Interesse liegen-
den Grunden notwendig wird, die ortliche raumliche Planung zu ordnen oder die stadte-
bauliche Entwicklung an die Ziele der Raumordnung anzupassen.

Bei Vorhaben- und Erschlielungsplanen nach § 12 BauGB besteht zudem ein Rechts-
anspruch des Vorhabentragers zur Beantragung der Einleitung eines Bauleitplanverfah-
rens, sofern die Voraussetzungen dazu vorliegen. Aufgabe der Bauleitplanverfahren ist
es dabei, im Rahmen des formalen Rechtsverfahrens nach Baugesetzbuch (BauGB)
alle Belange und Auswirkungen eines Planvorhabens zu ermitteln und gegenuberzustel-
len. Zentrales Element zur Planung der Gemeinde ist dabei das Abwagungsgebot nach
§ 1 Abs. 7 BauGB, welches die Gemeinde verpflichtet, alle von der Planung beruhrten
,offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwa-
gen“.

Ermittlung der von der Planung betroffenen

Belange
Gewichtung der von der Planung betroffenen
Belange

Ausgleich zwischen den von der Planung
betroffenen Belangen

Bebauungsplan als zentrales
Abwagungsergebnis

Das Vorhandensein von durch die Planung betroffenen Umweltschutzgutern (z. B.
schutzwurdiger Boden, Stadtklima) fuhrt dabei nicht automatisch zum Planungs- und
Bauverbot. Gleichzeitig konnen die konkreten Auswirkungen eines Planvorhabens sowie
planerische Optimierungsmaoglichkeiten nicht bereits zu Beginn eines Planverfahrens mit
dem Aufstellungsbeschluss umfassend und abschlieRend zur Verfigung stehen. Erst im
Rahmen des Planverfahrens kdnnen alle notwendigen Informationen Uber Gutachten,
Berechnungen etc. erarbeitet werden (Anlage 1). Gleichwohl bestehen aufgrund der ak-
tuellen Diskussionen die Notwendigkeit und der Wunsch der politischen Entscheidungs-
trager, frihestmaoglich Auswirkungen eines Planvorhabens einschatzen zu kdnnen, um
auf dieser Grundlage Uber die Aufstellung eines Bauleitplanverfahrens zu entscheiden
(Aufstellungsbeschluss).

Instrumente:
Startergesprache/Projektsteckbriefe:

Bisher erfolgt durch den Fachbereich Stadtplanung im Rahmen der Bauleitplanverfahren
die Durchfuhrung der vorgezogenen Fachbereichsbeteiligung zur frihzeitigen Beurtei-



lung eines Planvorhabens und zur Mitteilung von Hinweisen und Anforderungen fur das
weitere Planverfahren. Grundlage dieses Verfahrensschritts ist in vielen Fallen eine
Vorplanung des Projekts, ohne jedoch in den meisten Fallen bereits vertiefte Konkreti-
sierungen Uber Gutachten, Fachbeitrage o. a. zu kennen. Die Ergebnisse der vorgezo-
genen Fachbereichsbeteiligung werden bisher zusammenfassend durch den Fachbe-
reich Stadtplanung beurteilt und den politischen Gremien mit der entsprechenden Be-
schlussfassung (meist Einleitungs- oder Aufstellungsbeschluss) im Rahmen der Be-
grundung mitgeteilt.

Erganzend zu dieser eingelibten Vorgehensweise sollen nun zuklnftig frihzeitig geson-
derte ,Startergesprache” innerhalb der Verwaltung durchgefuhrt werden, federfuhrend
fur die Terminierung der Startergesprache ist der Fachbereich Stadtplanung. Teilneh-
mende an diesen Gesprachen werden zwingend die Fachbereiche Stadtplanung (FB
61), Umwelt (FB 32) sowie Mobilitdt und Klimaschutz (FB 31) sein; je nach Planvorha-
ben erfolgt die Hinzunahme weiterer Fachbereiche sowie ggfls. des Vorhabentragers.
Ziel der Startergesprache ist es dabei, frihestmdglich eine Ersteinschatzung der be-
troffenen Umwelt- und Klimabelange zu erhalten.

Neues Produkt der Startergesprache sowie der fruihzeitigen Fachbereichsbeteiligung
werden Projektsteckbriefe fur jedes Projekt sein, fur das das Erfordernis eines Bauleit-
planverfahrens besteht. Durch die Projektsteckbriefe werden den politischen Entschei-
dungstragerinnen und Entscheidungstragern bereits zu einem sehr frihen Planungs-
und Projektzeitpunkt die vorhandenen Rahmenbedingungen und beurteilbaren positiven
und negativen Auswirkungen zusammenfassend dargestellt (Anlage 2). Ebenso soll
dargestellt werden, zu welchen Einzelaspekten weitere Unterlagen (z. B. Gutachten)
und Informationen im Rahmen des weiteren Verfahrens notwendig sind.

Auf dieser Grundlage sollen zukulnftige Einleitungs- und Aufstellungsbeschlisse flr
Bauleitplanverfahren beschlossen werden. Aus Sicht der Verwaltung bietet diese neue
Vorgehensweise die Moglichkeit, frihestmdglich einen ersten Uberblick (iber die Inhalte
und Auswirkungen einer Planung zu geben. Zum anderen kann weiterhin die Zielset-
zung beibehalten werden, bis zum politischen Beschluss eines Verfahrens finanzielle
und personelle Aufwendungen flr die Projekttrager, Vorhabentrager oder die Verwal-
tung selbst (bei Angebotsbebauungsplanen oder Infrastrukturprojekten wie Kitas, Schu-
len) zu begrenzen und die Zeitraume flur die Planverfahren nicht weiter zu verlangern.

Begriindung der einfachen Dringlichkeit:

Die Verwaltung empfiehlt, diese Kenntnisnahmevorlage noch in diesem Turnus den poli-
tischen Gremien vorzustellen, daher wird sie noch zum Nachtragstermin eingebracht.

Anlage/n:

Anlage 1 zur Vorlage 2021_0707 Konkretisierung der Umweltbelange im
Bauleitplanverfahren
Anlage 2 zur Vorlage 2021_0707 Muster Projektsteckbrief



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text15
	Text16
	Text17
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Sachverhalt
	Anlage

